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Eine Beleuchtung unſerer Gemeindeautonomie. 


Von der Art, wie in unſerer Zeit die Reformideen mit den 
Bedürfniſſen zuſammenhängen, gibt das Verhalten gegenüber der Gemeinde— 
geſetzgebung den beſten Beleg. Ueber den wundeſten Punkt unſerer 
öffentlichen Einrichtungen, über die Verwaltung der Gemeinden, wird 
im ganzen Umkreiſe der ſonſt ſo reformdurſtigen Oeffentlichkeit geſchwiegen. 
Sehr ſelten tauchen auch in der Brochuren-Literatur bezügliche Be⸗ 
trachtungen noch auf. Da wir an dieſer Stelle bisher alle bemerkens— 
werthen Stimmen über dieſe höchſt wichtige Frage beachtet haben, 
können wir auch nicht umhin, von der vor einiger Zeit erſchienenen 
Brochure: „Zur Reform unſerer Gemeindegeſetzgebung, von einem 
Praktiker“) (der Verfaſſer iſt ein Bezirkshauptmann) Notiz zu nehmen. 
Wir thun dies heute nicht, um des Verfaſſers ſchließliche Reformpläne 
zu beleuchten, die ſich ziemlich im Kreiſe ſchon mehrſach erörterter 
Probleme bewegen. Indeſſen können wir an die Bedeutung der Frage 
nicht beſſer erinnern, als wenn wir das mittheilen, was ein praktiſcher 
Verwaltungsbeamter in ſeiner ſchlichten Art über die Zuſtände in der 
Verwaltung der Landgemeinden ſagt: 

„In jedem geordneten Staate hat doch die Verwaltung nach den 


beſtehenden Geſetzen und Vorſchriften vor ſich zu gehen. Eigenes Gut⸗ 


dünken, Opportunität oder Willkür ſei dem Verwaltungsorgane fremd. 
Zu einem ſolchen Vorgehen iſt aber nothwendig, daß der Adminiſtrirende 
die Geſetze, deren Sinn und Geiſt kenne, unbefangen und nicht ſtörenden 
Einflüſſen ausgeſetzt ſei, dann daß er unter einer Aufſicht und Controle 
ſtehe, welche ihn moraliſch zwinge, dem Geſetze die gebührende Geltung 
zu verſchaffen. Alle dieſe Erforderniſſe fehlen aber den Gemeindevertretern 
mehr oder weniger und oft ganz. Eine formelle und praktiſche Geſchäfts⸗ 
und Geſetzeskenntniß kann von ihnen nicht verlangt werden; ihr Beruf 
iſt eben ein anderer. Dem Gemeindevorſteher iſt es auch nicht leicht, 
unbefangen zu ſein, denn er lebt unter den Gemeindegenoſſen, iſt mit 
ihnen durch Bande der Verwandtſchaft, Freundſchaft, des Gewerbes 


*) Wien 1883. Gerold. 


und überhaupt Erwerbes verbunden, iſt auch ſammt ſeiner Familie und 
Eigenthum den Racheacten vermeintlich beleidigter oder ſonſt verworfener 
Subjecte in der Gemeinde ausgeſetzt. Der Bauer läßt ſich eben nicht vom 
Bauern regieren, fagt ein altes Sprichwort. Kann man es unter ſolchen 
Verhältniſſen dem Gemeindevorſteher dann übel nehmen, wenn er ſchwankend 
wird, hie und da ein Auge zudrückt, und wenn er einmal bewußt geworden 
iſt, unter welch geringer Controle er ſteht, und wenn dazu noch die 
Neuwahl in naher Sicht iſt, Alles gerade gehen läßt? Unter dem Einfluſſe 
ſolcher Verhältuiſſe, ſagte v. Kaiſersfeld, „iſt der Gemeindevorſteher in den 
meiſten Fällen die am allerwenigſten geeignete Perſönlichkeit für juris⸗ 


dictionelle Acte überhaupt und für das Strafrecht insbeſondere. Er iſt 


es nicht durch die Art feiner Berufung (Wahl), nicht nach feinen per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſen und ſeiner ſocialen Stellung, ſowie auch nicht nach 
dem Maße der ihm auferlegbaren Verantwortlichkeit“. Dazu kommt 
noch die auf dem Lande höchſt ſchwerſällige collegiale Form der 
Abſtrafungen. 

Alle dieſe Mängel entfallen bei der Ausübung der Adminiſtration 
durch den Staat. Die hiebei in Verwendung kommenden Organe ſind 
hiezu herangebildet und find auch theils durch ihre unabhängige ſociale 
Stellung und wohl auch darum, weil das Volk in ihnen die deſtinirten 
Vollſtrecker der Geſetze ſieht und in ihrem Vorgehen nicht gleich perſön— 
liche Feindſeligkeit wittert, unbefangener, und, was am meiſten in's 
Gewicht fällt, ſtehen ſie unter ſtrenger Controle der vorgeſetzten Behörde, 
die jedes Verſäumniß oder ungeſetzliches Vorgehen ahndet. Es tritt hier 
das umgekehrte Verhältniß in den Conſequenzen einer lauen, mangel⸗ 
haften Verwaltung und des Abgehens von der geſetzlichen Bahn ein. 
Den Gemeindevorſteher erhält ſie in unangeſochtener Ruhe und Sicherheit, 
macht ihm Freunde und ſichert ihm Schließlich die Wiederwahl, den Staats⸗ 
beamten aber bringt ſie um ſeinen Credit, Reputation und erſchüttert 
ihn in ſeiner Stellung nach oben und unten. 

Nichts leidet aber jo ſehr durch die Selbſtverwaltung der Ge⸗ 
meinden, als die Ortspolizei. Bei derſelben iſt eine ſtete eindring⸗ 
liche Aufſicht, ein ſchnelles, kräftiges Eingreifen ausſchlaggebend, oft 
unabweisbar geboten. Zu ſolchen Handlungen nun iſt der Gemeinde⸗ 
vorſteher ohne ſpecielle Anweiſung und Leitung ſelten der richtige 
Mann; theils wegen ſeiner bereits oben erwähnten Beziehungen und 
Ueberbürdung durch eigene Berufsgeſchäfte, ganz beſonders aber wegen 
Unkenntniß der Normen, die ihm die Befürchtung nahelegt, ſich möglicher⸗ 
weiſe in Ausübung ſolcher polizeilichen Erhebungen und Maßregeln 
zwiſchen der Scylla und Charybdis des perſönlichen und Hausſchutz⸗ 
Geſetzes nicht glücklich durchzuwinden. Die Befolgung und der Vollzug 
der für die menſchliche Geſellſchaft wichtigſten Geſetze unterbleibt denn 
auch in Folge deſſen Die vorgeſchriebene Meldung der Fremden, Gewerbs⸗ 
gehilfen und Dienſtboten geſchieht nicht, es gibt auch keine diesbezüglichen 
Vormerkungen bei den Gemeinden. Die Sperrſtunde iſt frei, denn wer 
ſoll auch alle Abende die Gaſthäuſer ablaufen und mit den Wirthsleuten 
ſtreiten. Die Thätigkeit der mit großem Koſtenaufwande eingeführten 
und erhaltenen Aichämter iſt zumeift gleich Null, kümmert ſich doch 


niemand um die Controlirung der Richtigkeit von Maß und Gewicht und 
ihrer erfolgten Nachaichung. Ebenſo uncontrolirt iſt die Ueberſchreitung 
der geſetzlichen Quantitäten des in den Geſchäftslocalen auf Lager be⸗ 
findlichen Petroleums. In wie vielen Gemeinden wird auf den Schutz 
der nützlichen Vögel, auf die Vertilgung der Käfer und Raupen, auf 
die Haltung der geeigneten Stiere u. ſ. w. geſehen, oder auch nur dieſe 
Geſetze jährlich kundgemacht, wie es vorgeſchrieben iſt; verbotene Spiele, 
Thierquälerei, Trunkenheit, Landſtreicherei, wer beanſtändet derlei Aus⸗ 
ſchreitungen, wenn es nicht ein zufällig dazugekommener Gendarm, und 
der noch unberufen, thut? Soll auch der Gemeindevorfteher einen Denun⸗ 
cianten abgeben und ein Häſcher von Verbrechern ſein? Wozu zahlen 
denn die Gemeinden Staatsabgaben für Aemter und Gendarmen, wenn 
ſie ſich ſelbſt ſchützen müſſen? Kann man es unter ſolchen Umſtänden 
dem Gemeindevorſteher verargen, wenn er ſich um eine Unterweiſung 
bei der politiſchen Behörde bewirbt oder gar um ihr directes Eingreifen 
anſucht? Entledigt er ſich doch hiedurch oft gegenüber feinen Gemeinde— 
Inſaſſen der Verantwortung, als ob die manchem vielleicht mißliebige 
Verfügung von ihm ausgegangen wäre *); jeder, dem es um das Wohl 
des Vokkes und nicht nur um leere Formalitäten zu thun iſt, wird 
auch die politiſche Behörde, die einem ſolchen Erſuchen im Intereſſe der 
öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung, wenngleich incompetenter— 
weiſe, nachkommt, von der Verantwortung wegen Eingriffes in die 
autonome Sphäre der freien Gemeinde in vorhinein loszählen. 

War es ein Mißgriff, den Gemeinden einen nicht unwichtigen 
Theil des Verwaltungsdienſtes zur ſelbſtſtändigen Beſorgung abzutreten, 
ſo erſcheint die Loszählung derſelben von aller adminiſtrativen Auſſicht 
und Eontrole ſchon gar unbegreiflich. Der Landesausſchuß dem 
allein fie zuſteht, kann ſie über Tauſende von Gemeinden des ganzen 
Landes nicht üben. Er iſt auch darnach organiſirt. Es ſtehen ihm 
keine Organe auf dem Lande zu Gebote, ſelbſt aber iſt er zu weit entfernt 
vom Aufſichtsobjecte, keunt auch wegen dem häufigen Wechſel der 
Perſönlichkeiten, aus deuen er beſteht, nicht die Verhältniſſe des Landes 
und der Leute, und iſt zumeiſt aus Kreiſen entnommen, deren Geſchäft 
die Verwaltung nicht iſt. Wo nimmt er auch die phyſiſche Zeit her, um 
die zahlloſen Wünſche, Bitten, Beſchwerden, Voranſchläge, Rechnungen, 
Bemängelungen u. ſ. m. fo vieler Gemeinden, ja jeder einzelnen Ortſchaft 
zu prüfen und in Evidenz zu haben; ebenſo wenig kann er Recurſe 
erledigen, wo Situationsrückſichten mit in Erwägung zu ziehen ſind, die 
ihm die Gemeinde planlich deutlich darzuſtellen zumeiſt nicht in der 
Lage iſt, z. B. in Bauſachen ꝛc Deſſen Beſtellung als zweite Inſtanz 
in Sachen der Polizeiverwaltung iſt geradezu unfaßbar, da er keine 
Execution hat und eine Corporation iſt, von der man denken ſollte, daß 
ſie allgemeinere und höhere Aufgaben zu erfüllen habe, als ſich in 
Erledigung localpolizeilicher Eingaben und Streitigkeiten zu üben. Welchen 
Rechtsſchutz bietet übrigens die Inappellabilität feiner Erkenntniſſe ange: 


ſichts der nur caſſatoriſchen Judicatur des allein ober ihm ſtehenden. 


Verwaltungsgerichtshofes? 

Zu allem dem ſind die Eompetenzgrenzen unſer neben einander 
lauſenden Doppelregierung fo unklar, daß man in den ſeltenſten Fallen 
weiß, wohin cine Beſchwerde einzubringen ſei. Alle Recurſe im ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirlungskreiſe, heißt es im Gemeindegeſetze, haben an den 
Landesausſchuß eingebracht zu werden, und nur dort, wo das Geſetz 
fehlerhaft angewendet worden iſt, haben die Bezirksbehörden einzu= 
ſchreiten. Nachdem jeder Recurs mit der Ungeſetzlichkeit der Entſcheidung 
motivirt wird, weil ja ſonſt eine Beſchwerde ſinnlos wäre, ſo erſcheint 
die erſtere Beſtimmung durch die letztere gleichſam paralyſirt, ebenſo 
wie bei einem Recurſe gegen eine Entſcheidung, mit welcher gleichzeitig 
auch eine Strafe verbunden iſt. 


Man muß ſie auf dem Lande mitgemacht und geſehen haben die 


durch dieſen Rechtszug herbeigeführten Unzukömmlichkeiten in der Ver⸗ 
waltung und die bitteren Enttäuſchungen der Recht und Schutz ſuchenden 
Bevölkerung, um das Köſtliche einer ſolchen Autonomie ganz begreifen zu 
können. Vertrauensvoll nach eingelebter Gewohnheit kommen die Parteien 
zur Bezirksbehörde, wenn ſie ſich durch Verfügungen der Gemeinde⸗ 
vorſteher gekränkt fühlen, aber die Armen haben den Weg umſonſt 
gemacht, fie müſſen ji), bedeutet man ihnen da, an den Gemeinde— 


) Die bekannte Bitte des Gemeindevorſtehers an den Amtmann, ihn zu 
zwingen, daß er die Wege herrichten und dergleichen thun müſſe, wiederholt ſich 
trotz deren wiederholten Perſiflirung in den humoriſtiſchen Blättern noch 
immer täglich. 
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ausſchuß wenden; und wenn man ihnen auch zur Erſparung der 
Koſten ihr Anliegen zu Protokoll nimmt und ſolches an den Gemeinde⸗ 
vorſteher zum Vortrage im Gemeindeausſchuſſe leitet, ja wann kommt 
dann der Gemeindeausſchuß zuſammen? Vielleicht jahrelang nicht! Was 
ſoll man auch, heißt es, bei ſo geringfügigen Sachen, wegen Rechthaberei 
eines Streithahns den ganzen großen Gemeindeausſchuß aus vielen ent⸗ 
ſernten Orten immer zuſammenrufen. Eine Entſchuldigung, die trotzdem, 
daß ſie für dem Betreffenden hart iſt, nicht aller Berechtigung entbehrt, 
beſonders wenn man auf den vorausſichtlichen Erfolg blickt, der in der 
Regel an der Verfügung des Gemeindevorſtehers nichts ändert. Nimmt 
dann die Partei neuerlich die Zuflucht zum Bezirksamte, ſo wird ſie 
ordnungsmäßig an den Landesausſchuß weiter gewieſen. Dieſe Auskunft 
iſt gleichbedeutend mit vollſtändiger Abweiſung, denn dieſe Behörde iſt 
dem Landbewohner ganz fremd, er kennt fie kaum von Hörenſagen. Die 
Folge davon iſt, daß er, weil er ſich perſönlich wegen der weiten Ent⸗ 
fernung zum Landesausſchuſſe nicht verfügen kann, ein Geld für den 
Advocaten oder Notar aber in der Regel nicht hat, ihm ſchließlich 
nichts Anderes übrig bleibt, als auf das vermeintliche Recht zu verzichten. 

Wir fragen nun, was hat die Bevölkerung angeſichts ſolcher ſich 
nickt zeitweiſe, ſondern täglich in jeder bezirksbehördlichen Kanzlei 
abſpielenden Vorgänge mit der ſo viel geprieſenen Autonomie gewonnen? 
Muß ſie ihr nicht gegenüber der früheren einfachen Verwaltung der 
Bezirksämter, bei denen ſie in allen ihren Anliegen auf ein mündliches 
Vorbringen, ohne viel hin- und hergewieſen zu werden, Belehrung, Rath, 
Recht, Hilfe und Schutz in jeder Lebenslage fand, als eine unerklärliche 
Verkennung und Nichtberückſichtigung der ländlichen Verhältniſſe und 
Bedürfniſſe des Volkes erſcheinen? Solche Einrichtungen ſind kaum 
geeignet, Vertrauen und patriotiſchen Sinn für die Regierung zu 
wecken und zu beleben, die, kraft der Anordung der Geſetze den Bezirks— 
behörden, daher ihren eigenen Organen, mit ſolchem Mißtrauen entgegen 
kommt, daß ſie ihnen mit einer ſeltenen Conſequenz alle und jedwede 
Jugerenz in den gemeindeämtlichen Wirkungskreis verbietet und fie von 
der Leitung und Controle abjegt. *) Doch nein, ein negatives Aufſichts— 
recht hat ſie ihnen doch belaſſen, das Recht, einen Gemeindebeſchluß, der 
gegen die Geſetze verſtößt oder incompetent gefällt iſt, über eingebrachte 
Beſchwerde zu ſiſtiren; wie hoch aber dieſes Recht ob der hiebei ſo 
leicht mit dem Landesausſchuſſe wegen Competenzfragen ſich ereignenden 


Conflicte anzuſchlagen ſei, wurde bereits oben erwähnt 


Eine ganz gleiche Einſchränkung der politiſchen Machtſphäre beſteht 
auch gegenüber dem negativen Wirken der Gemeinden. Es kann 
kreuz und quer in der Gemeinde gehen, ſo hat die Bezirksbehörde kein 
Recht, etwas dagegen zu verfügen. Erſt bei grober und fortdauernder 
Vernachläſſigung der geſetzlichen Pflichten iſt es ihr erlaubt, auf Entſetzung 
des Gemeindevorſtehers anzutragen, von welchem Rechte ſie aber ob der 
verlangten ſchwierigen formellen Nachweiſungen über die Thatſachen 
grober fortdauernder Vernachläſſigungen und mit Hinblick auf die ohnehin 
nicht lange Functionsdauer der Vertreter keinen Gebrauch zu machen in 
der Regel es vorzieht. 


Es ſei ferne von uns, zu verlangen, Alles vom Staate abhängig 
machen zu wollen. Eine gewiſſe Freiheit in der Action ſoll der Gemeinde 
immerhin gelaſſen werden, beſonders in ihrem eigentlichen inneren 
Wirkungskreiſe; liegt doch dies im Begriffe der Gemeinde als 
einer moraliſchen Perſon; aber ſelbſt in ſolchen inneren Angelegenheiten 
erſcheint es nicht gerathen, ſich fo ganz von aller Aufſicht und Tutel 
auszuſchließen, da ja doch der Staat ein Intereſſe an der Gemeinde als 
fortlebender Körperſchaft für die Sicherung ihrer wirthſchaftlichen Exiſtenz— 
fähigkeit hat und ſogar bei den Fideicommiſſen, Stiftungen, daher bei 
rein privatrechtlichen Corporationen, ſeine Aufgabe in der Obſorge für 
nachkommende Generationen geboten iſt. Ob und inwiefern dieſe Tutel 
dem Staate oder der Landesvertretung oder beiden gemeinſchaftlich 
übertragen werden ſollte, iſt eine Frage, über die ſich discutiren läßt; 
aber einen nicht unwichtigen Theil der ſtaatlichen Verwaltungsaufgaben 
an die Gemeinden zu übertragen und ſich dabei des Rechtes zu begeben, 
den wirklichen Vollzug derſelben auch überwachen zu dürfen, bleibt ein 
Entſchluß — wahrlich mehr als unbedacht. Difficile est —. 

„Befangen von der Phraſe des Tages“, ſagt ein bedeutſamer 
jetziger ſtaatswiſſenſchaftlicher Schriftſteller, „ſchuf man auf dieſe Weiſe 


) Einzelne Kronländer haben dieſen Mißgriff ſchon dadurch gut zu machen 
geſucht, daß ſie den Recursweg in ortspolizeilichen Angelegenheiten an die politiſchen 
Behörden leiteten, z. B. Steiermark mit dem Geſetze vom 15. Juni 1875. 


einen Verwaltungsorganismus, der die Staatsgewalt in ihren unterſten 
Grundlagen zerklüftete, fie als ein Geſpenſt der Reaction, als eine Quelle 
aller Gefahren für die Freiheit der Menſchheit darſtellt, die Regierung 
als eine feindſelige Kaſte, vor der man ſich nicht genug in Acht nehmen 
könne, vormalt und ihr jede Initiative und Einfluß in den wichtigſten 
Zweigen der Verwaltung unmöglich macht. Die gewiſſenhafte Ausübung 
der Geſetze wird als ſklaviſche Tyrannei, hingegen aber das willkürliche 
Hinausgehen über dieſelben von Seite der autonomen Gemeinden als 
die Blüthe der politiſchen Freiheit, als das anzuſtrebende Ideal eiviliſirter 
Nationen geprieſen.“ 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Errichtung von Kohlſtätten (Kohlenmeilern) behufs Ver⸗ 

werthung des aus dem eigenen Walde gewonnenen Holzes iſt ein 

forſtliches Nebengewerbe im Sinne des Art. F. lit. a des Ein: 

führungspatentes zur Gewerbeordnung und bedarf als ſolches nicht 
der gewerbsbehördlichen Betriebsgenehmigung. 

Zur Entfcheidung über die Zuläſſigkeit einer ſolchen Anlage iſt 
der Gemeindevorſteher in Handhabung der Feuer- und Geſundheits⸗ 
polizei berufen. 

Die Gebrüder J. und R. Sch. in W. erſtatteten bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in L. die Anzeige von der beabſichtigten Errichtung 
von ſogenannten Kohlſtätten (Kohlenmeilern) auf den ihnen eigenthümlichen 
Grundparcellen in Z. und erſuchten um die Genehmigung der fraglichen 
Anlage, falls eine ſolche nach den 88 25 und 26 Gew.-Ordn. nothwendig 
ſein ſollte. Sie gaben an, von einem ihnen gehörigen Waldtheile das 
ſchlagbare Holz abgeſtockt zu haben und das für Blochholz und Scheiter 
nicht geeignete Holz durch Verkohlung verwerthen zu wollen. Sie 
beriefen ſich hiebei auf die bereits in früheren Jahren unter dem 
Vorbentzer auf demſelben Beſitze (Parcelle Nr. 455) beſtandene Kohlſtätte 

Gegen dieſe projectirte Anlage wurde ſeitens des Anrainers der 
Parcelle Nr. 455, Joſeph R., Beſitzers einer von den Gebrüdern Sch. 
erkauften Holzitoff- und Pappenfabrik, Proteſt erhoben. Derſelbe erklärte 
nämlich, daß zur Zeit der früher beſtaudenen Kohlſtätte der ganze Beſitz in 
Einer Hand war, während gegenwärtig die blos mit Holz gedeckten und 
nur durch die Straße von der fraglichen Parcelle getrennten Wohnhäuſer 
nebſt angrenzenden Grundtheilen ſein Eigenthum ſeien. Er würde daher 
im Falle der Bewilligung zur Errichtung beſagter Kohlenmeiler einen | 
bedeutenden Schaden erleiden, indem dadurch nicht nur ſein Beſitz ſehr 
entwerthet würde, ſondern auch die Aſſecurauzgeſellſchaft weder für 
die Wohngebäude noch für die Magazine und Fabriksgebäude irgend 
welchen Erſatz leiſten würde 

Ueber dieſe Einwendungen wurde ſeitens der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft L. ein Localaugenſchein vorgenommen. Mit dent dabei abgegebenen 
techniſchen Gutachten wurde ausgeſprochen, daß bei der obwaltenden 
Situation der Höhenlage der projectirten Kohlſtätte gegenüber den 
nächſten Gebäuden und mit Rückſicht darauf, daß das daſelbſt 
gelegene Thal nach Nordweſten ſich hinzieht und die herrſchende Wind⸗ 
richtung dem Thale entlang iſt, ferner das zum Betriebe der Kohlſtätte 
erforderliche Waſſer ſchwer zu beſchaffen iſt, indem der das Thal 
durchziehende Bach 15 Meter unter den Kohlſtätten, und daß das 
Terrain der Straße gegen den Bach zu fteil abfällt, die Beſorgniß 
der Feuersgefahr für die benachbarten Gebäude vorhanden und mit einer 
Betriebsbewachung wenig gedient ſei, wenn das Waſſer nicht zur Hand iſt. 

Mit Rückſicht auf das Commiſſionsergebniß gab die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaſt L. dem Anſuchen der Brüder Sch. im Grunde der ss 26 
und 30 des Geſetzes vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, keine 
Folge und motivirte dieſe Entſcheidung mit den in den vorne erwähnten 
techniſchen Gutachten enthaltenen Gründen. 

Im Statthaltereirecurſe wurde eingewendet, daß auf den vor⸗ 
liegenden Falle die Gewerbeordnung keine Anwendung finde, daß nicht 
um die Genehmigung der Betriebsanlage für ein Gewerbe angeſucht, 
ſondern der Bezirkshauptmannſchaft blos behufs Vermeidung eventueller 
nachträglicher Einſprachen die Anzeige von der Errichtung von Kohl⸗ 
ſtätten auf eigenem Grund und Boden gemacht wurde, wie ſolche viel⸗ 
leicht 100 im Bezirke beſtehen, ohne daß eine behördliche Betriebsanlage⸗ 
Genehmigung erfolgt wäre. Es handle ſich hier blos um die einmalige 
Aufarbeitung des aus dem eigenen Walde gewonnenen forſtwirthſchaftlichen 
Productes und nicht um ein Gewerbe, für welche S 25 Gew.-Ordn. gilt. 


Im 8 27 des Geſetzes ſeien Kohlſtätten auch gar nicht angeführt. Auch 


wenn man § 26 zur Richtſchnur nehmen würde, ſei die Abweiſung 
unbegründet. Von einer Feuersgefahr könne hier aber überhaupt nicht 
die Rede ſein, da die Fabriksgebäude des Joſeph R. nicht 30, ſondern 
76 Meter von dem zu errichtenden Kohlenmeiler entfernt ſind, alſo 
zweieinhalb Mal ſo weit, als das Geſetz die äußerſte Grenze der 
Feuersgeſahr ſelbſt bei ungünſtiger Windrichtung bei Eiſenbahnen feſtſtellt. 
Die Recurrenten beriefen ſich in dieſer Beziehung auf § 25 der 
Handelsminiſterial⸗Verordnung vom 25. Jänner 1879, R. G. Bl. 
Nr. 19, welche ihrer Anſicht nach auf den vorliegenden Fall analoge 
Anwendung zu finden habe, 

Die Statthalterei beſtätigte die Entſcheidung erſter Inſtanz mit 
der Motivirung, daß in formeller Beziehung die Bezirkshauptmannſchaft 
zu dieſer Entſcheidung nach S 25 Gew.-Ordn. competent war, da mit 
Rückſicht auf die ſeitens der Recurrenten ſelbſt erfolgte Anmeldung und 
die Art und Größe der beabſichtigten Kohlenerzeugung der Betrieb der 
fraglichen Kohlſtätten als ein gerwerbsmäßiger zu betrachten ſei, ſomit 
in dem vorliegenden Falle nicht ein bloßes forſtwirthſchaftliches Neben⸗ 
gewerbe angenommen werden könne; da ferners in materieller Beziehung 
die bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung begründet ſei, nachdem mit 
Rückſicht auf die erhöhte Lage der beabſichtigten Kohlſtätten und die Ent- 
fernung derſelben von den nächſtgelegenen Fabriks- und Wohngebäuden eine 
Feuersgefahr für dieſelben nicht ausgeſchlofſen ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat diesfalls unterm 3. November 
1884, 3. 13.494, entſchieden, wie folgt: 

„Das Minifterium des Innern findet dem Recurſe des 8 
R Sch. Folge zu geben und die angefochtenen Entſcheidungen der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft und der k. k. Statthalterei wegen Incom⸗ 
petenz zu beheben, weil es ſich im vorliegenden Falle um die von den 
Recurrenten in Ausſicht genommene Verwerthung des aus den eigenen 
Wäldern gewonnenen Holzes durch Verkohlung, ſonach um ein forjt- 
wirthſchaftliches Nebengewerbe im Sinne des Art. Ir. a des Ein— 
führungspatentes zur Gewerbeordnung handelt, auf welches die Beſtim— 
mungen der letzteren keine Anwendung zu finden haben, und zur Ent— 
ſcheidung in erſter Inſtanz über die Zuläſſigkeit der Anlage der gedachten 
Kohlſtätten auf der oben bezeichneten Parcelle, beziehungsweiſe auf 
anderen von den Recurrenten namhaft zu machenden Plätzen der Ge— 
meindevorſteher in Handhabung der in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis 
der Gemeinde fallenden Feuer- und Geſundheitspolizei berufen erſcheint.“ 

. 


Literatur. 


Zur Vagabondenfrage. Gutachten, erſtattet auf Veranlaſſung des 
Central⸗Ausſchuſſes des deutſchen Vereines für Armenpflege und Wohlthätigkeit 
von Dr. Rudolph Elvers, Landrath in Wernigerode. Berlin, Kortkampf, 1883. 


Die Brochure beleuchtet in Form von, an die Spitze der einzelnen 
Abſchnitte geſtellten Theſen die Vagabundenfrage — zu deren Löſung bisher 
ein Stein der Weiſen vergeblich geſucht wurde — in ziemlich erſchöpfender, 
origineller und markauter Weiſe. Wenngleich ſie, die Verhältniſſe des deutſchen 
Reiches in's Auge faſſend, zunächſt für dieſes geſchrieben ift, fo befitt fie wegen 
der ziemlichen Uebereinſtimmung der Verhältniſſe auch für uns eine werthvolle 
Bedeutung. Wenn beiſpielsweiſe in dieſer Brochure erwähnt wird, daß, competenten 
Angaben zufolge, gegenwärtig circa 200 000 Bettler im deutſchen Reiche umher⸗ 
ziehen, deren täglicher Unterhalt mit 1 Mark veranſchlagt werden kann, wornach 
per Jahr dieſem Reiche zur Erhaltung jener gefährlichen Menſchenmaſſe die 
Summe von 73 Millionen Mark zur Laſt fällt, ſo kann man ſich aus dieſen 
Angaben annähernd berechnen, welche einſchlägige Laſtenſumme Oeſterreich, welches 
bei ſeiner mangelhaften Vagabundengeſetzgebung dem Nachbarſtaate in dieſer 
Hinſicht gewiß nichts nachgeben wird, jährlich zu tragen haben muß. 

Arbeitsentgang zum Nachtheile des Staates, Verſchleppung anſteckender 
Krankheiten, das von dieſer Menſchenclaſſe ausgehende Unheil in Zeiten des 
Umſturzes oder Krieges, das durch das arbeits- und beſchäftigungsloſe Umherziehen 
gegebene böſe Beiſpiel werden als Hauptgemeinſchäden des Vagabundenthums 
bezeichnet. Die Ausführungen über folgende, u. A. beſonders erwähnenswerthe 
Geſichtspunkte, daß die Thätigkeit Einzelner und der Bettelvereine allein ohne 
Mithilfe des Staates nicht im Stande iſt, dem Uebel zu ſteuern, daß die 
Erhöhung des Strafausmaßes für die Vagabondage allein nicht wirkſam ſei, eher 
Einzelhaft, welche aber bei dem beſchränkten Gefängnißweſen nicht durchführbar 
iſt, daß die Einführung einer geſetzlichen Strafe gegen das Hauptbeförderungs⸗ 
mittel des Landſtreicherthums, das Almoſengeben, auch ſchwer durchführbar ſei, 


weil es zu einem jittlichen Conflict zwiſchen der Pflicht zum Gehorſam gegen 
die Staatsgeſetze und der Pflicht der Barmherzigkeit nicht kommen dürfe, daß 
auch die Freizügigkeit nicht gehemmt, ſondern nur vor Mißbrauch geſchützt werden 
dürfe, daß eine ſtrenge Controle der Herbergen eingeführt und im öffentlichen 
Intereſſe auf die Errichtung von Herbergen hingewirkt werden ſolle, in welchen 
einkehrende Wanderer gegen Ausbeutung und Verführung zur Unſtittlichkeit 
geſichert ſind, — ſind in hohem Grade anregend und beſonderer Beachtung werth. 
Der dieſen Ausführungen angefügte Entwurf eines für das deutſche Reich 
mit Ausſchluß von Baiern zu erlaſſenden, Maßregeln gegen Ueberhandnahme des 
Landſtreichens und Bettelns betreffenden Geſetzes, der ſich hauptſächlich an die 
daſelbſt beſtehende, gegen die unſerige weit vorgeſchrittenere Geſetzgebung über 
den Unterſtützungswohnſitz und die Armenverbände anſchließt, entzieht ſich unſerer 
Beurtheilung. Wir wünſchen nur, daß die in der vorliegenden Brochure enthaltenen 
Körner auch bei uns auf fruchtbarem Boden fallen und vielleicht mit dazu bei⸗ 
tragen mögen, auf die ſchon ſehr dringlich gewordene Reviſion unſerer Vagabunden⸗ 
geſetzgebung, ſowie der hiemit innig zuſammenhängenden Heimats- und Armen⸗ 
geſetzgebung einen fördernden Einfluß zu üben. 15 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. 1. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


XXVI. Stück. Ausgeg. am 14. Juni. — 91. Geſetz vom 8. Juni 1884, 


Semeſter. 


betreffend die Erwerbung der Eiſenbahn Pilfen-Prieſen (Komotau) für den Staat.“ 


XXVII. Stück. Ausgeg. am 18. Juni. — 92. Geſetz vom 5. Juni 1884, 
betreffend die Herſtellung einer Eiſenbahn von Moſtar nach Metkovie. — 93. Kund⸗ 
machung des Finanzminiſteriums vom 8. Juni 1884, betreffend Errichtung 
einer Zollamtsexpoſitur zu Caſtel Tefino. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 25. Juni. — 94. Geſetz vom 8. Juni 1884, 
betreffend die Erwerbung, reſpective Herſtellung eigener Poſt- und Telegraphen⸗ 
gebäude in Graz, Olmütz und Troppau. — 95. Geſetz vom 10. Juni 1884, 
womit die Beſtimmungen des Anhanges zur Reichsrathswahlordnung in Betreff 
der Wahlbezirke in Galizien, d) Landgemeinden, Z. 4 und Z. 10, abgeändert werden. 


— 96. Geſetz vom 10. Juni 1884, betreffend die Verwendbarkeit der Theilſchuld⸗ 


verſchreibungen des galiziſchen Landesanlehens per 3,800.000 fl. zur frucht⸗ 
bringenden Anlegung von Stiftungs-, Pupillar⸗ und ähnlichen Capitalien. 
97. Geſetz vom 10. Juni 1884, betreffend den Abſchluß eines Uebereinkommens 
mit der Landesvertretung von Steiermark bezüglich der ſogenannten Invaſions⸗ 
forderungen Steiermarks vom Jahre 1809. — 98. Geſetz vom 11. Juni 1884 
zur Abänderung des § 3 des Geſetzes vom 20. Mai 1869 (R. G. Bl. Nr. 78), 
betreffend den Wirkungskreis der Militärgerichte 99. Geſetz vom 11. Juni 1884, 
womit die Beſtimmungen des Anhanges zur Reichsrathswahlordnung in Betreff 
der Wahlbezirke in Böhmen, b) Städte, Z. 3 und 3. 4 abgeändert werden. — 
100. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 13. Juni 1884, womit der Punkt 4 
der Verordnung vom 2. Jänner 1884 (R. G. Bl. Nr. 7), betreffend das Verfahren 
bei der mit dem Anſpruche auf Steuerrückvergütung über die Zolllinie ſtattfindenden 
Bierausfuhr in Flaſchen abgeändert wird. — 101. Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 14. Juni 1884, betreffend Aenderungen in der Aufſtellung der Finanz— 
inſpectoren in Oberöſterreich. — 102. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
0. Juni 1884, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Bienköwka zu dem 
Sprengel des Bezirksgerichtes Maköw in Galizien. 

XXIX. Stück Ausgeg. am 27. Juni. 103. Verordnung des Handels⸗ 


miniſters vom 23. Juni 1884, betreffend die Organiſation der Staats⸗Eiſenbahn⸗ 


verwaltung in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern, ſowie 
die Standorte der in Gemäßheit dieſer Organiſation zu errichtenden Eiſenbahn⸗ 
Betriebsdirectionen. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das 


Oeſterreich unter der Enns. 


J. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. nieder⸗ 
öſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection vom 21. December 1883, Z. 61.121, 
betreffend die Termine zur Einzahlung der directen Steuern für das Jahr 1884, 

II. Stück. Ausgeg. am 12. Jänner. — 2. Kundmachung des k. k. Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 27. December 1883, 
Z. 55.808, betreffend die vom Militärärar und aus Landesmitteln im Jahre 1884 
zu leiſtende Vergütung für die der Mannſchaſt auf dem Durchzuge von dem 
Quartierträger gebührende Mittagskoſt. — 3. Kundmachung des k. k. Statthalters 


Erzherzogthum 
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im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 1. Jänner 1884, Z. 58.398 
ex 1883, betreffend die Hinausgabe von abgerichteten Dienſtpferden der Cadres 
der k. k. Landwehr⸗Cavallerieregiementer in die Privatbenützung. 

III. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. — 4. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 31. Jänner 1884, 
3. 777 Pr., betreffend einzelne beichränfende polizeiliche Anordnungen. 

IV. Stück. Ausgeg. am 6. Februar. — 5. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 12. Jänner 1884, 
8. 1584, betreffend die Feſtſetzung der täglichen Verpflegsgebühr in der öffentlichen 
Krankenanſtalt zu Mähriſch⸗Weißkirchen. — 6. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 24. Jänner 1884, 
3. 3686, betreffend die Feſtſetzung der täglichen Verpflegsgebühr in den öffentlichen 
Krankenanſtalten Steiermarks pro 1884. 

V. Stück. Ausgeg. am 14. Februar. — 7. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 30. Jänner 1884, 
3. 58.348 ex 1883, betreffend die Aushebung der Recruten⸗, Erſatzreſerve- und 
Landwehrcontingente für die regelmäßige Stellung im Jahre 1884. 

VI. Stück. Ausgeg. am 19. Februar. — 8. Kundmachung der k. k. nieder⸗ 
öſterreichiſchen Finanz-Landesdirection vom 25. Jänner 1884, Z. 3299, betreffend 
die Zweitheilung des bisher für den II. Bezirk Leopoldſtadt) beſtandenen 
Geſammteinhebungs-Bezirkes für die beſondere Abgabe von gebrannten geiſtigen 
Flüſſigkeiten. 

VII. Stück. Ausgeg. am 11. März. — 9. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 4. Februar 1884, 
3. 57.144 ex 1883, mit welcher im Einvernehmen mit dem niederöſterreichiſchen 
Landesausſchuſſe eine Inſtruction, betreffend die Handhabung der Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, über die im Wirkungs⸗ 
kreiſe der Gemeinden gelegenen Sanitätsangelegenheiten für die Gemeinden mit 
Ausſchluß der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wen verlautbart wird. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Titular-Oberrechnungsrathe im Finanzmini⸗ 
ſterium Karl Baumgartner anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Landes-Forſtinſpector in Dalmatien Ferdinand 
Zikmundowsky das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordeus verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector des gemeinſamen oberſten 
Rechnungshofes Franz Gregor taxfrei den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes und dem Official erſter Claſſe derſelben Centralſtelle Joſeph Weigl den 
Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directionsadjuncten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſtonirten Rechnungsrevidenten der mähri⸗ 
ſchen Finanz⸗Landesdirection Ferdinand Jahn taxfrei den Titel und Charakter 
eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directorſtellbertreter bei der Wie⸗ 
ner Börſekammer Karl Schlöß das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Badearzte in Wildbadgaſtein Dr. Guſtav 
Pröll den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſtexiums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretar Dr. Julius Kleeberg zum Bezirkshauptmanne in Gali⸗ 
zien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Secretär des k. k. Verſatzamtes in Wien Adoph Haberl zum Vicedirector dieſes 
Verſatzamtes und Leiter der Zweiganſtalt desſelben ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Franz Wolf zum 
Finanzſecretär und den Finanzeommiſſär Karl Breſelmayr zum Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär der k. k. Finanz⸗Landesdirection in Linz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Dr. Ludwig Pill⸗ 
mayer zum Finanzſecretär der Finanz-Landesdirection in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Joſeph Moyziſch und 
Johann Guth zu Steuer⸗Oberinſpectoren der Finanz⸗Landesdirection in Wien 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirks⸗Poſtcommiſſär Alfred Schupp zum 
Poſtſecretär in Wien ernannt. 


Erledigungen. 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Prag in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 16.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle, eventuell Statthaltereiconcipiſtenſtelle in Niederöſter⸗ 
reich, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 17.) 

Zwei Statthaltereiſecretärsſtellen in Böhmen, bis 5. Februar. (Amtsbl. 
Nr. 17.) 

Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und Domänen- 
direction in Gmunden für den Wirthſchaftsbezirk Aurach, bis Mitte Februar. 
(Amtsbl. Nr. 18.) 


DER Siezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Vogen 33. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


